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Gedenken an Militärputsch
Forderungen nach „Demokratisierung“ der Justiz
Aktivisten von „La Cámpora“ auf der Plaza de Mayo. (Foto: jes)
Buenos Aires (AT/mc) – Gemischt mit tagesaktuellen politischen Forderungen gedachten am Sonntag Menschenrechtsgruppen, Regierungsanhänger und später auch linke Gruppen dem Militärputsch im Jahre 1976, der das Land in eine siebenjährige blutige Diktatur stürzte. „Es ist dringend überfällig, dass die Justiz demokratisiert wird. Wir wollen, dass Rechtsprechung ein Recht und kein Privileg ist“, hieß es in der Erklärung, die von den Veranstaltern gemeinsam verfasst und von verschiedenen Rednern vorgetragen wurde.
Zu den Organisationen, die zu der Gedenkveranstaltung aufgerufen hatten, zählten die „Mütter und Großmütter der Plaza de Mayo“ sowie die Interessenvertretungen der Kinder und Angehörigen der während der Diktatur Ermordeten („Desaparecidos“) sowie der ehemaligen politischen Häftlinge. Auf dem Platz vor der Casa Rosada hatten sich zudem zahlreiche Anhänger regierungsnaher Vereinigungen wie „La Cámpora“, „Movimiento Evita“ und „Tupac Amaru“ eingefunden. Im Publikum waren zudem auch Repräsentanten des Regierungslagers wie Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina, Binnenwirtschaftssekretär Guillermo Moreno und Senator Daniel Filmus.
Mit den Forderungen in Richtung Justiz stellten sich die Organisatoren auf die Seite von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die gegenwärtig beabsichtigt, die Judikative zu reformieren. Zudem forderten die Veranstalter in der gemeinsamen Erklärung, dass endlich auch die Verantwortung der zivilen Helfer der Diktatur juristisch aufgearbeitet werde. Estela de Carlotto, die Vorsitzende der „Großmütter der Plaza de Mayo“, nannte namentlich „Acindar“, „Techint“, „Macri“, „City Bank“, „La Nación“, „Clarín“, „Ledesma“, „Ford“, „Fiat“, „Mercedes Benz“, „Loma Negra“ sowie die „Sociedad Rural“ als Firmen bzw. Organisationen, die sich während der Militärdiktatur mitschuldig gemacht hätten. Gegen viele von ihnen führt die Regierung eine Art Privatkrieg, der wenig mit der Vergangenheit zu tun hat. Sie gelten als regierungskritisch.
Diejenigen, die damals beim Militärputsch mitgemacht hätten, hätten später mit der Justiz gemeinsame Sache gemacht, um ihre politischen und ökonomischen Interessen zu verteidigen, hieß es in der Erklärung. Die Justiz funktioniere ohnehin eher wie eine Interessenvertretung im Dienst einiger weniger Mächtiger.
Zwar sei die juristische Aufarbeitung seit der Machtübernahme der Kirchners vorangekommen, und es gebe heute mehr als 400 Verurteilte. Doch die Urteile seien oftmals noch nicht vollstreckt worden und die Betreffenden noch immer auf freiem Fuß. Und weiter: „Wir fordern, dass die Justiz die Urteile schneller umsetzt.“
Auf der Plaza de Mayo wäre es dann fast noch zu Gewalttätigkeiten gekommen. Anhänger linker, regierungskritischer Parteien und Organisationen wie die Arbeiterpartei (Partido Obrero) und die Klassenkampfbewegung (CCC) strömten auf den Platz, um im Anschluss an die eingangs erwähnte Veranstaltung ihre eigene Kundgebung abzuhalten. Dabei wurden sie zunächst von „La Cámpora“-Aktivisten aufgehalten. Gewalt lag in der Luft. Doch die große Eskalation blieb glücklicherweise aus. Ab 19 Uhr konnten die Linksaktivisten ihre Manifestation abhalten.
Argentinien
Einsatz fürs Hochschulzentrum
Wissenschaftler Dr. Dibbern mit Verdienstkreuz geehrt
(v.l.) Botschafter Bernhard Graf von Waldersee, Dr. Alberto Dibbern und Viktor Klima, der Präsident der Wissenschafts-vereinigung deutscher Firmen in Argentinien (ACTAA).
Buenos Aires (AT/mc) – Das neue Deutsch-Argentinische Hochschulzentrum (DAHZ) gehört zu den großen bilateralen Projekten, an denen Deutschland und Argentinien derzeit gemeinsam arbeiten. Von der Idee bis zum formalen Gründungsakt im vorigen November war es ein weiter Weg, der viel Einsatz auf beiden Seiten erforderte: Engagement wie das von Dr. Alberto Dibbern, der als Staatssekretär für Hochschulpolitik im argentinischen Bildungsministerium die Realisierung des Vorhabens voranbrachte. Für sein Wirken konnte Dibbern nun das Große Bundesverdienstkreuz mit Stern aus den Händen des deutschen Botschafters in Argentinien, Bernhard Graf von Waldersee, entgegennehmen.
„Er hat sich persönlich in zahlreichen Verhandlungen und Treffen gekümmert, Hindernisse aus dem Weg geräumt und die Unterstützung von Bildungsminister Alberto Sileoni zur Finanzierung erwirkt“, hob von Waldersee bei der Festveranstaltung in der deutschen Botschaft die Verdienste Dibberns hervor. Den Geehrten würdigte der deutsche Diplomat als herausragenden Veterinärwissenschaftler, der mit viel Erfolg auf dem Feld der akademischen Zusammenarbeit zwischen Argentinien und Deutschland gewirkt habe. Aufgrund dieses Einsatzes für die Vertiefung der deutsch-argentinischen Beziehungen habe Bundespräsident Joachim Gauck entschieden, den argentinischen Wissenschaftler mit dem Sonderorden der Bundesrepublik auszuzeichnen, erläuterte von Waldersee.
Der deutsche Chefdiplomat in Buenos Aires führte bei der Gelegenheit aus, dass man beim bilateralen Hochschulzentrum bereits erste Früchte der Arbeit sehen könne: Anfang des Jahres seien die ersten fünf Studienprogramme beschlossen worden. Man erwartet, dass sich in diesem Jahr die ersten Studenten einschreiben können.
Dr. Alberto Dibbern war emotional berührt von der Ehre, die ihm zuteil wurde. Er hob bei seiner Dankesrede hervor, dass das DAHZ ein Produkt gemeinsamer Arbeit gewesen sei, an dessen Zustandekommen viele mitgewirkt hätten. Er unterstrich den hohen Wert, den Wissenschaft und Bildung besitzen, um das Leben aller zu verbessern. Dibbern würdigte auch die Verdienste des einstigen deutschen Botschafters Günter Knieß um die Realisierung des DAHZ. Letzterer leitet mittlerweile die deutsche Auslandsvertretung in Kolumbien.
Das bilaterale Hochschulzentrum gilt als „Leuchtturmprojekt“ der wissenschaftlichen Zusammenarbeit beider Länder. Es begann vor knapp drei Jahren mit der Initiative deutscher Unternehmen, die mit der Schaffung einer „Netzwerk-Universität“ einen Beitrag zum Bicentenario 2010 leisten wollten.
Es handelt sich dabei um ein Public-Private-Partnership (Öffentlich-Private Partnerschaft), welches Universitäten und Forschungseinrichtungen in beiden Ländern verbindet. Gefördert werden sollen insbesondere Projekte zur Entwicklung binationaler Postgraduierten-Programme und Studiengänge mit Doppelabschluss. Die Finanzierung stellen die Regierungen beider Länder (jeweils eine Million Euro) sowie die Wissenschaftsvereinigung deutscher Unternehmen in Argentinien (ACTAA).
Das Sekretariat des DAHZ arbeitet mit Sitz in Bue-nos Aires und Deutschland und wird von jeweils einem Direktor bzw. einer Direktorin geleitet. Ein eigenes Universitätsgebäude gibt es nicht.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Alberdi-Saal geräumt
Die Besetzung im Kulturzentrum San Martín von Buenos Aires ist Sonntagnacht zu Ende gegangen. Kurz nach Mitternacht verließen die vier Personen, die sich 80 Tage lang im Alberdi-Saal im sechsten Stock verschanzt hatten, das in der Innenstadt gelegene Gebäude. Bei den Besetzern handelte sich um drei junge Männer und eine junge Frau, die Schüler der Kultureinrichtung waren bzw. sind. Sie gaben an, mit ihrer Aktion gegen die „Privatisierung des Kulturbetriebes“ protestieren zu wollen. Der Saal bot nach der Räumung ein Bild der Verwüstung. Zuvor hatten sich Sympathisanten mit der Polizei nahe dem San Martín gewalttätige Auseinandersetzungen geliefert. Juristischer Boden, auf dem die Polizeiaktionen standen, war die Entscheidung des städtischen Berufungsgerichts für Strafsachen, das Gebäude zu räumen. Der Konflikt um den Alberdi-Saal ist bereits mehrere Jahre alt. Seit 2006 sollten Sicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden, um Brandkatastrophen wie in der Diskothek „Cromañón“ vorzubeugen. Der Saal sollte geräumt und die Aktivitäten ausgelagert werden. Schüler und ehemalige Schüler des Alberdi weigerten sich jedoch und machten mit dem Kulturbetrieb weiter. Die Situation spitzte sich Anfang dieses Jahres zu, als die Justiz anordnete, die kulturellen Aktivitäten in dem Saal zu unterbinden. Die anschließende Besetzung wurde ergänzt durch ein Zeltlager, das Aktivisten auf dem Vorplatz des Kulturzentrums aufschlugen. Letzteres war vor drei Wochen gewaltsam geräumt worden.
Papstbesuch
Papst Franziskus wird in der ersten Dezemberhälfte nach Argentinien kommen. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf einflussreiche Kreise in der katholischen Kirche. Neben seinem Heimatland will der neue Pontifex dabei auch Chile und eventuell Uruguay einen Besuch abstatten. Ursprünglich stand im Raum, dass Franziskus bereits im Juli nach Argentinien kommen und dies mit seinem Aufenthalt beim Weltjugendtreffen in Rio de Janeiro verbinden wollte. Doch der Papst bevorzugte schließlich einen späteren Termin, um nicht in den argentinischen Wahlkampf zu geraten. Wie die Zeitung berichtete, kommt diese Planung auch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner entgegen. Schließlich hat Franziskus in seiner Zeit als Erzbischof von Buenos Aires nicht mit Kritik an der Regierung gespart.
Gegen Wahlwerbung
Mit einer juristischen Offensive versucht das Regierungslager derzeit, politische Werbung der Opposition zu unterbinden. Jorge Landau, der Bevollmächtigte der regierenden Gerechtigkeitspartei (PJ), reichte bei Wahlrichterin María Servini de Cubría eine Beschwerde ein, die mit Verstößen gegen das Wahlgesetz begründet wurde. Letzteres legt fest, dass Kampagnen erst 30 Tage vor dem Wahltag begonnen werden dürfen. Die Termine für die diesjährigen Urnengänge sind im August (Vorwahlen) und im Oktober (Parlamentswahlen). Die juristische Eingabe richtet sich im Besonderen gegen fünf Oppositionspolitiker aus der Provinz Buenos Aires: Francisco De Narváez, Margarita Stolbizer, Gerónimo Venegas, Carlos Melconián und Graciela Ocaña. Sie hätten Werbeanzeigen und im Fall De Narváez auch TV- und Radiowerbung gemacht, argumentierte Landau. In den politischen Lagern der Betroffenen löste die Maßnahme Unverständnis aus. Bei der bisherigen Werbung habe es sich nicht um Wahlkampfkampagnen gehandelt, hieß es etwa seitens des GEN-Partei von Stolbizer.
Überfall auf Boudou vereitelt
Vizepräsident Amado Boudou ist bei seinem Besuch in Ecuador am Freitag vergangener Woche offenbar nur knapp einem Verbrechen entgangen. Wie die ecuadorianische Armee mehrere Tage später berichtete, habe in der Nähe des argentinischen Politikers ein versuchter Raubüberfall stattgefunden. Sicherheitskräfte konnten die Situation aber entschärfen und die Täter festnehmen. Die Tat sei nicht direkt gegen Boudou gerichtet gewesen, stellte die ecuadorianische Armee klar. Es habe sich vielmehr um einen Fall von „gewöhnlicher Kriminalität“ gehandelt, in den Boudou zufällig geraten sei. Damit widersprach das Militär einer vorangegangenen eigenen Darstellung, nach der die Räuber direkt das Auto des argentinischen Politikers attackiert hätten. Boudou war zu Gast in Ecuador, um der 128. Versammlung der Interparlamentarischen Union (UIP) beizuwohnen. Dort traf der Vizepräsident mit dem ecuadorianischen Staatsoberhaupt Rafael Correa zusammen.
U-Bahn weiter 2,50 Pesos
Eine Fahrt mit der U-Bahn von Buenos Aires („Subte“) kostet vorerst weiterhin 2,50 Pesos. Der zuständige Verwaltungsrichter Pablo Mántaras ordnete an, die von der Stadtregierung geplante Fahrpreiserhöhung auf 3,50 Pesos auszusetzen. Dies gelte solange, bis Gutachten zur Auswirkung der angestrebten Verteuerung vorliegen. Kritiker befürchten einen Rückgang von einem Viertel der Fahrgäste, sollte die Maßnahme umgesetzt werden. Der Richter bestätigte mit seinem Beschluss eine von ihm selbst erlassene Eilverfügung, mit der er vor zwei Wochen die Erhöhung quasi in letzter Minute verhindert hatte. Er hatte der Stadt eine Frist gesetzt, um die Anhebung des Fahrpreises zu begründen. Diese sei jedoch nicht genutzt worden. Für die Stadtregierung bewertete Vizebürgermeisterin María Eugenia Vidal den Richterspruch als „demagogisch“. Sie kündigte an, in Berufung gehen zu wollen.
Wahlregistrierung
Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren, die an den Wahlen in diesem Jahr teilnehmen wollen, müssen aufpassen, damit sie die formalen Voraussetzungen erfüllen: Denn nur wer über ein gültiges Personaldokument (DNI) verfügt, wird auch im Wahlregister vermerkt. Dies muss bis zum 30. April erfolgt sein. Darauf weist die Initiative „Cuidá tu Voto“ in einer Pressemitteilung hin. Die betreffenden Jugendlichen sollten bis dahin in einem Personenstandsregister (Registro civil) vorstellig geworden sein, um den neuen DNI zu beantragen. Von dort werden die Daten dann automatisch an das Wahlregister weitergeleitet. (AT/mc)
Meinung
Alle gegen Scioli
Justizialistische Gouverneure und Politiker versammelten sich in der Vorwoche in Entre Ríos. Leiter und Sprecher der Versammlung war Sergio Uribarri, Gouverneur der Provinz und enger Alliierter der Präsidentin Cristina Kirchner. Auffallend an der Tagung war die Tatsache, dass der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, als einziger justizialistischer Gouverneur nicht eingeladen worden war, obwohl er die mit Abstand bevölkerungsreichste und größte Provinz regiert. Die Nationalregierung bemüht sich intensiv um die Stimmen in der Provinz, insbesondere in Groß-Buenos Aires, wie das Umfeld der autonomen Stadt Buenos Aires genannt wird. Da die Wahlaussichten der Regierungskandidaten für die kommenden Parlamentswahlen am 27. Oktober in den anderen größten Gliedstaaten (Bundeshauptstadt, Córdoba, Santa Fe und möglicherweise auch Mendoza) nicht günstig liegen, kämpft die Regierung in der Provinz Buenos Aires um die fehlenden Stimmen für einen Wahlsieg. Unterschwellig geht es dabei um die Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern des nationalen Kongresses. Politische Beobachter teilen diese Überlegungen und glauben der Präsidentin kein Wort, wenn sie beteuert, dass keine Verfassungsreform geplant sei.
Zurück zu Entre Ríos. Gouverneur Daniel Scioli heimst in allen Umfragen die höchsten Beliebtheitswerte ein, auch mehr als die Präsidentin selber nach ihrem Wahlsieg von 2011 mit über 54 Prozent der Stimmen. Scioli hatte in seiner Provinz mehr Stimmen als die Präsidentin gewonnen. Trotzdem oder gerade deshalb wurde er aus der Tagung in Entre Ríos ausgeschlossen.
Scioli beteuert stets seine Treue zur nationalen Regierung und verspricht Kontinuität mit Reformen, sollte er 2015 zum Präsidenten gewählt werden. Als möglicher Kandidat der Justizialistischen Partei mit Alliierten hatte sich Scioli im Vorjahr vorgestellt, allerdings unter der Voraussetzung, dass die Präsidenten nicht selber kandidiert. Darüber werden die Parlamentswahlen vom 27. Oktober sicherlich das letzte Wort sprechen. Unterdessen besteht Scioli auf seiner möglichen Kandidatur, derweil er seine Treue zur Regierung bekundet.
Der Ausschluss Sciolis aus dem Gouverneurstreffen von Entre Ríos soll, wie durchsickerte, auf höchster Regierungsebene beschlossen worden sein, lies die Präsidentin höchstpersönlich. Uribarri führte den Beschluss als einladender Gouverneur aus. Kein anderer justizialistischer Gouverneur wagte es, Bedenken gegen diese Diskriminierung ihres Kollegen Scioli anzumelden.
Gouverneur Scioli hat es derzeit nicht leicht, mit den Finanzen seiner Provinz zurechtzukommen. Für 2013 hat er ein hohes Defizit von rund 10 Milliarden Pesos eingeplant, das höher ausfallen wird, wenn die Gehaltszulagen an Lehrer und Beamte durchgesetzt werden, die Scioli auf 23,6 bzw. 23 Prozent beziffert hat. Lehrer und Beamte strreiken munter weiter, weil sie 30 Prozent als Zulage anpeilen, die Scioli nicht verkraften kann. Die Nationalregierung, die der defizitären Provinz stets mit Zuschüssen und Krediten geholfen hat, ist offenbar selber in einer Finanzbredouille und verweigert Scioli jegliche Hilfe. Das geht sogar so weit, dass die Nationalregierung der Provinz die notwendige Garantie für Auslandsverschuldungen verweigert, so dass der Gouverneur auf inländische Verschuldung angewiesen ist, die hoch verzinst werden müssen.
Trotzdem kämpft Scioli verbissen weiter. Mitte 2012, als er das halbe monatliche Gehalt, genannt „aguinaldo“, nicht bezahlen konnte, half ihm die Nationalregierung zuhanden des Sozialamtes Anses mit einem Kredit. Seither kümmert sich der Gouverneur intensiv um die Sanierung seines Haushaltes. Als einziger Gouverneur hat er die Einstellung neuer Beamter eingefroren, so dass ausscheidende Beamte nicht ersetzt werden. Das spart auf die Dauer eine Menge Geld. Lieferanten müssen sich zur Bezahlung ihrer Forderungen mit kurzfristigen Provinzbonds begnügen. Öffentliche Bauten werden eingestellt, derweil die Einnahmen durch brutale Erhöhungen der Steuersätze und Bewertungen von Immobilien angehoben worden sind. Scioli muss sich seiner Sache offenbar sicher sein, als er Gehaltserhöhungen von über 20 Prozent, allerdings in Raten, bestimmt hat, und nicht mehr mit den aufmüpfigen Gewerkschafter der Lehrkräfte und Beamten diskutiert. Er muss offenbar durchhalten bis zu den Wahlen. Die politischen Zeichen, die die Nationalregierung und das Gouverneurstreffen von Entre Ríos gesetzt haben, deuten darauf, dass der Regierung eine Demission Sciolis als Gouverneur vorschwebt, womit die angekündigte Kandidatur Sciolis für die Präsidentschaftswahlen von 2015 vom Tisch wäre. Indessen setzt Scioli unbesonnen auf seine Beliebtheitswerte und unterbaut seine Kandidatur mit Gesten, Zusammenkünften mit anderen Politikern und einer eigenen Organisation von Wahlhelfern, genannt „La Juan Domingo“ in Anlehnung an die beiden Vornamen des Parteigründers Juan Domingo Perón. Ohne Scioli im Gouverneursamt würde sein Vizegouverneur Gabriel Mariotto ihn ersetzen, der sich in der Vorbereitung des immer noch umstrittenen Mediengesetzes seinen Platz als Alliierter der Präsidentin erobert hatte. Der Machtkampf um den Gouverneursposten der Provinz Buenos Aires wird die politische Szene Argentiniens sicherlich beeinflussen. Alle agieren gegen Scioli, aber der Gouverneur gibt seinen Kampf nicht auf und harrt der Dinge, die da kommen mögen.
Meinung
Nordkoreanisches Säbelrasseln
Von Stefan Kuhn
Die „heiße Draht“ nach Südkorea wurde gekappt, der Waffenstillstand aufgekündigt. Es gab Atomtests und Übungen mit Kurzstreckenraketen. Pjöngjang droht mit einem Erstschlag gegen US-Militäreinrichtungen. Die Armee ist kampfbereit. Normalerweise ginge jetzt die Angst vor einem weltweiten Konflikt um, es fänden Hamsterkäufe statt und die Vorräte in hauseigenen Bunkern würden aufgestockt. Doch die Drohungen kommen aus Nordkorea und sind schon so etwas wie ein Normalzustand. Der letzte stalinistische Staat der Erde reagiert immer so, wenn Südkorea und die USA gemeinsame Manöver durchführen oder die Sanktionen gegen das Land wegen dessen Atomwaffenprogramms verschärft werden.
„Hunde, die bellen, beißen nicht“, denken selbst militärische Strategen über die Drohungen aus Nordkorea. Würde Pjöngjang einen Krieg anzetteln, käme dies einem Selbstmord gleich. Das Land unterhält mit 1,1 Millionen Soldaten und acht Millionen Reservisten zwar eine der größten Armeen der Welt, doch diese gilt unter Experten als nur bedingt abwehr- und schon gar nicht angriffsbereit. Ihre Waffen sind veraltet, der Treibstoff knapp und die Mehrzahl der Soldaten unterernährt. Vor diesem Hintergrund an einen dritten Weltkrieg zu denken, wäre mehr als Hysterie.
Auf der anderen Seite weiß niemand so recht, wie die nordkoreanischen Militärs wirklich ticken. Mag sein, dass das Säbelrasseln Teil des üblichen Spiels ist, mit dem Nordkorea die USA vor sich hertreibt. Den Drohgebärden folgt dann eine Entspannungsphase mit einigen Konzessionen, bis das Spiel von neuem beginnt. Es könnte aber auch sein, dass die Provokationen wie schon häufig in den 60 Jahren seit dem Waffenstillstand im Koreakrieg über verbale Drohungen hinausgehen. Zuletzt beschoss die nordkoreanische Artillerie im November 2010 eine südkoreanische Insel. Es gab zivile Opfer. Es ist durchaus möglich, dass Nordkorea seine Drohungen mit derartigen Aktionen untermauert. Die Schutzmacht China hat bei solchen Angriffen bisher immer zu Nordkorea gehalten.
Ob sie dies weiterhin tut, ist nicht so sicher. Peking ist wie der Rest der Welt über das nordkoreanische Atomwaffenprogramm nicht gerade begeistert und hat im UN-Sicherheitsrat kein Veto gegen die Sanktionen eingelegt. Einen Kurswechsel in der chinesischen Koreapolitik kann man dennoch nicht ausmachen. Eine Ausweitung des US-amerikanischen Einflussbereichs in der Region würde Peking nicht zulassen.
Vielleicht spekulieren die nordkoreanischen Militärs gerade darauf. Wenn sie einen Krieg anzetteln, wird ihnen China schon beistehen. Das war schon vor sechs Jahrzehnten so. Kim Il Sung, der nordkoreanische Herrscher von Stalins Gnaden und Großvater des heutigen Führers Kim Jong Un, hatte Südkorea angegriffen und fast die gesamte Halbinsel unter Kontrolle gebracht. Die vom Weltkriegshelden General Douglas MacArthur geführten, hauptsächlich aus US-Amerikanern bestehenden UN-Truppen schlugen zurück und trieben Kim Il Sungs Soldaten bis in den äußersten Norden. Dann kam Mao Tse Tung seinem kommunistischen Bruder zur Hilfe. 400.000 Chinesen unterstützten die verbliebenen 100.000 Nordkoreaner bei einer Gegenoffensive. Am Ende war in etwa der „Status quo ante bellum“ erreicht. Seit dem Waffenstillstand vom 27. Juli 1953 stehen sich an der Grenze um den 38. Breitengrad bis zu eine Million Soldaten gegenüber.
Gemessen an der Bevölkerungszahl war der Koreakrieg einer der opferreichsten Kriege überhaupt. Nordkorea verlor etwa zehn Prozent seiner Zivilbevölkerung. Fast alle großen Städte des Landes lagen in Schutt und Asche. Insgesamt starben in dem Krieg, der bis heute nicht offiziell beendet ist, bis zu vier Millionen Menschen. Es hätten noch wesentlich mehr sein können, wäre US-Präsident Harry S. Truman den Forderungen seines Generals MacArthur gefolgt und hätte Atombomben über chinesischen Städten abgeworfen.
Man kann nur hoffen, dass dieser Krieg fester Bestandteil der kollektiven Erinnerung der Koreaner ist und der Mythos von der „unbesiegbaren“ nordkoreanischen Armee sich nicht allzu sehr in den Köpfen ihrer Militärs festgesetzt hat. Die USA haben jedenfalls sicherheitshalber ihre Raketenabwehr verstärkt.
Meinung
Randglossen
Mit sichtlicher Freude weihte Präsidentin Cristina Kirchner die neue Ausbildungsstätte für Piloten der ohne Entschädigung verstaatlichten Fluggesellschaft Aerolíneas Argentinas ein und gratulierte der Führungsmannschaft für ihre angeblichen Erfolge. So verbinde die Gesellschaft ganz Argentinien miteinander, derweil aus den aufwendigen Auslandsflügen gewaltige Defizite eingefahren werden. Den Vorschlag von Minister Julio De Vido, die Auslandsflüge einzustellen, hatte die Präsidentin offenbar verworfen. Seither ist Aerolíneas Argentinas im Staat als defizitsstärkste Staatsgesellschaft, die die Zentralbank mit reiner Geldschöpfung finanzieren muss und in der Folge die obwaltende Inflation beflügelt.
Die Verlängerung der sogenannten Preiseinfrierung im Februar und März bis Juni geht zeitlich einher mit den laufenden Tarifverhandlungen zwecks vereinbarter Lohnzulagen von mindestens 20 Prozent, meistens mehr. Lohnerhöhungen werden in der argentinischen Inflation auf die Preise abgewälzt, weshalb offenbar die Verlängerung der Preiseinfrierung bis Juni mit einer Ausnahme versehen wurde, wonach Lieferanten der Supermärkte zu höheren Preisen, lies Abwälzung der Lohnzulagen, verkaufen dürfen. Die Preiseinfrierung bis Juni erschöpft sich somit von selbst und die obwaltende Inflation läuft munter weiter. Sie wird mit der Geldschöpfung der Zentralbank zu Händen des gewaltigen Staatsdefizits finanziert. Alles wie gehabt.
Natürlich ist die deutsche Justiz unabhängig, und das sollte auch so bleiben. Allerdings sollte sie auch die Größe besitzen, offensichtlichen verwaltungstechnischen Schwachsinn zu revidieren und das Gehirn nicht völlig abschalten. Dass bei dem Prozess gegen die rechtsextreme Terrorzelle NSU, auf deren Konto zehn Morde gehen, türkische Medien keine festen Journalistenplätze bekommen, ist schon ein Skandal. Acht der Opfer waren türkischer Abstammung. Dabei kann man dem Münchner Oberlandesgericht keine Unterdrückung kritischer Medien vorwerfen. Es geht schlicht um Prinzipienreiterei sturer Beamter. So bekommt etwa das Münchner Radio Arabella den Vorzug vor dem türkischen Massenblatt Hürriyet, weil sein Antrag früher einging.
Richtig gefährlich war das sicher nicht. Der deutsche Entwicklungshilfeminister Dirk Niebel (FDP) hat ohne Personenschutz eine Stadt im malischen Kriegsgebiet besucht. Man kann nur spekulieren, warum er das getan hat. Niebel ist Hauptmann der Reserve und ist beruflich ohne Bundeswehrkäppi unterwegs. Vermutlich wollte er seinen Wählern zeigen, was für ein mutiger Kerl er ist. Schlägt alle Ratschläge in den Wind und steht selbst mitten im Kampfgebiet von radikalen Islamisten seinen Mann. Viel riskiert hat er dabei nicht. Die Stadt Mopti war nie unter Kontrolle der Islamisten, und in Mali dürfte Niebel noch weniger bekannt sein als in Deutschland. Wer sollte ihm dort nach dem Leben trachten?
Wirtschaft
Supermärkte: Verlängerung
der Preiseinfrierung und neue Karte
Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat mit den Vertretern der Supermarktketten “vereinbart”, dass die Einfrierung der Preise um 60 Tage, also bis zum 31. Mai 2013, verlängert wird. Somit müssen die Preise, die am 1. Februar galten, weiter beibehalten werden. Das Statistische Amt (INDEC) hat jedoch mitgeteilt, dass die Preise der Supermärkte im Februar um 0,55% gestiegen sind, in den Shopping-Centers hingegen, wo keine Preiseinfrierung besteht, um 1,32%. Private Erhebungen gelangen zu einer höheren Zunahme. Abgesehen davon sind die Preise bei den Supermärkten sehr undurchsichtig, weil es ständig Rabatte gibt, sei es für bestimmte Produkte, oder bei Käufen von mehr als einer Einheit, oder für Käufe mit bestimmten Karten oder für Kunden, die in vorangehenden Käufen einen Zettel erhalten haben, der zu einem zukünftigen Abschlag (in der Regel von 15%, gelegentlich auch von 20%) berechtigt. Beim gleichen Supermarkt und am gleichen Tag zahlen die einzelnen Kunden somit unterschiedliche Preise. Seit der Preiseinfrierung sind diese Rabatte stark beschränkt worden, so dass die Kunden eventuell mehr bezahlen als vorher. Ausserdem sammeln die Kunden bei ihren Käufen Punkte, die nachher für Warenkäufe eingesetzt werden können.
Als Gegenleistung der Einfrierung kündigte Moreno die Ausgabe einer Zahl- und Kreditkarte an, benannt Supercard, die von einer Kette von Supermärkten ausgegeben werden soll, wobei die Provision nur 1% betragen soll, gegen bis zu 3%, die die Banken bei den von ihnen verwalteten Karten fordern. Cencosud betreibt jedoch schon eine eigene Karte, die bei Käufen in Jumbo, Disco, Vea und Easy eingesetzt werden kann. Soll diese Karte jetzt aufgegeben werden? Auch Coto hat eine eigene Karte. Zunächst hiess es, die neue Karte sollte von der Banco Nación ausgegeben werden; doch die Leitung der Bank zeigte kein Interesse, so dass diese Initiative fallen gelassen wurde.
Die Supercard soll eine Grenze von $ 3.000 pro Monat haben, und bei Ratenzahlungen, die bis zu $ 1.000 pro Monat zugelassen sein sollen, soll der Zinssatz, den die Supermärkte tragen (weil er im Preis eingeschlossen ist), 22% pro Jahr betragen. Das wäre erheblich weniger als bei den traditionellen Karten, bei denen die Zinsen von 40% aufwärts gehen. Das soll mit Mitteln der Versicherungsgesellschaften finanziert werden.
Die Verwendung der neuen Karte soll für die Supermärkte gemäß Angaben der Unterstaatssekretärin María Lucila “Pimpi” Colombo eine jährliche Ersparnis von insgesamt $ 720 Mio. bedeuten, mit der Preiserhöhungen bei den Lieferanten ausgeglichen werden können. Das ist jedoch eine Milchmädchenrechnung. Beiläufig hat Moreno bekanntgegeben, dass er in vielen Fällen Preiserhöhungen der Lieferanten genehmigen wird. Auf alle Fälle kann man erwarten, dass die Preise der verschiedenen Fabrikanten von Lebensmitteln u.a. Produkten, die in den Supermärkten verkauft werden, nach den Lohnerhöhungen, die in den kommenden Wochen allgemein erfolgen, erhöht werden.
Wie sich die Preiseinfrierung mit dem freien Markt bei Obst, Gemüse und Fleisch zusammenreimt, wurde nicht erklärt. Denn in diesen Fällen wirkt Angebot und Nachfrage, wobei bei Obst und Gemüse normalerweise grosse Preisschwankungen im Laufe des Jahres bestehen, im Zusammenhang mit den Erntezeiten und den klimatischen Bedingungen. Diese Produkte werden vorwiegend ausserhalb der Supermärkte verkauft. Wenn diese somit den Marktpreis nicht zahlen, dann werden sie die Ware eben nicht erhalten. Dass sie Verluste tragen, wenn die Marktpreise über die eingefrorenen Preise steigen, ist kaum anzunehmen.
Die bestehenden Zahl- und Kreditkarten werden jedoch nicht abgeschafft. Es wäre einmal illegal, sie zu verbieten, und dann hätte dies keinen Sinn. Gegenwärtig bestehen 28 Mio. Zahlkarten (“tarjeta de débito”) und 27 Mio. Kreditkarten (“tarjeta de crédito”). Bei Supermärkten werden monatlich $ 12 Mio. über Karten gezahlt, in anderen Geschäften $ 18 Mio. Auch wenn die Supermarktkunden jetzt alle auf die Supercard übergehen, was fraglich ist, verschwinden die bestehenden Karten nicht. Führend ist VISA, gefolgt von MasterCard. Danach kommen American Express u.a. Karten. Vor einigen Jahrzehnten war Diner’s führend, die jetzt bedeutungslos geworden ist. VISA gehört einer Gruppe von Banken und wird von diesen daher bevorzugt.
Wirtschaft
Steuerschulden können
in 120 Raten bezahlt werden
Am Montag hat AFIP-Direktor Ricardo Echegaray ein neues Moratorium angekündigt (Beschluss 3451, Amtsblatt vom 25.3.13), das erlaubt, Schulden, die bis zum 28. Februar 2013 bestanden, in 120 Raten (also 10 Jahren) zu zahlen (sofern die Raten nicht unter $ 150 liegen), zu einem Zinssatz von 1,35% monatlich (17,46% jährlich), was unter der Inflation und auch unter den Zinssätzen liegt, die Banken normalerweise fordern. In konstanter Währung berechnet, erhalten diese Steuersünder somit ein Geschenk. Dieses neue Moratorium setzt den Beschluss 2774/10 ausser Kraft, der ein ständiges System für Zahlung von Steuern in 3 bis 36 Monatsraten vorsah, mit Zinsen zwischen 1,2% und 2%. Die Frist zur Einreichung der eidestattlichen Erklärung (und Zahlung der ersten Quote) läuft am 31. Juli 2013 ab.
Laut offizieller Information sollen Schulden von 1,7 Mio. Steuerzahlern erfasst werden, die zum weitaus grössten Teil unter $ 1 Mio. liegen. Wären es durchschnittlich $ 500.000, so handelt es sich um einen Gesamtbetrag von $ 850 Mrd., was $ 85 Mrd. pro Jahr ausmacht. Auch wenn der Betrag viel niedriger ist, kann mit relativ hohen Einnahmen des Nationalstaates gerechnet werden. Die Staatsfinanzen benötigen dieses Geld dringend.
Das Moratorium schliesst Schulden ein, die aus Steuern, Zöllen und Sozialabgaben stammen, aber auch Bussen und Zinsen, die das Zollamt verfügt hat. Auch können Schulden angegeben werden, die bei Inspektionen festgestellt wurden (sofern die Beträge anerkannt werden), ebenfalls solche, bei denen Verfahren bei der AFIP oder der Justiz laufen. Ausgenommen sind die Einbehaltungen von Steuern und Sozialabgaben durch Dritte, die Beiträge zu den Sozialwerken, zu den Arbeitsrisikoversicherungen (ART), die Sozialbeiträge für Haushaltspersonal, die Beiträge der Einheitssteurzahler, die bis Juni 2004 geschuldet werden, die Beiträge zum Register der landwirtschaftlichen Arbeiter, die Raten, die auf bestehenden Moratorien beruhen, die Zigarettensteuer, die Gewinnsteur, die Steuer auf den Mindestgewinn, die bis zum 1.10.2012 fällig ist, die Vermögenssteuer für 2012, und die Schulden, bei denen einen Klage vor einem Strafgericht vorliegt. Ausgenommen sind auch die Getreideexporteure für die Schulden, die die AFIP 2007 ermittelt hat, über die jedoch Prozesse laufen, da sie von den Firmen zum grössten Teil nicht anerkannt werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,13, um 0,49% über der Vorwoche und um 4,16% über Ende Dezember 2012. Über die ZB-Reserven lagen am Donnerstag keine Daten vor; auf alle Fälle sind sie gegenüber dem Stand von u$s 41,4 Mrd. der Vorwoche gesunken. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,415, zum 30.09.13 bei $ 5,73, und zum 31.01.14 bei $ 6,166. Der Terminkurs per Januar 2014 lag um 24,40% über Ende Januar 2013. Der Schwarzkurs erreichte $ 8,43 aber mit grossen Unterschieden bei einzelnen Geschäften, da dieser Markt wenig transparent ist.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 2,99%, lag dennoch 18,45% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,03% und lagen 4,26% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,03 und lagen um 11,20% über Ende 2012. Boden 2014 gingen gegenüber der Vorwoche 0,46% zurück, verblieben jedoch um 7,65% über Ende 2012. Boden 2015 sanken zur Vorwoche um 6,30% und um 8,45% gegenüber Ende 2012, und Boden 2013 schlossen zur Vorwoche unverändert und lagen 0,80% im Plus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 174,99 (Vorwoche $ 175,19) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 249,98 (Vorwoche $ 250,27).
***
Die Firma Shell Argentina berichtet, dass sie im ersten tiefen Bohrbrunnen im Lager von Vaca Muerta, in der Provinz Neuquén, ein Erdöllager entdeckt hat. Aus dieser Bohrstelle wird Leichtöl von 35 Grad API produziert. Die Kapazität betrage 465 Barrel täglich. Shell war bisher in Argentinien nicht auf dem Gebiet der Erdölforschung und –förderung tätig, sondern nur mit Raffinerien und Tankstellen. Die Ausbeutung des Schiefergas und -erdöllagers Vaca Muerta ist technisch kompliziert und stellt eine besondere Herausforderung dar.
***
Vier Monate lang wurde über legale und technische Fragen verhandelt, und jetzt steht das erste Verhandlungsergebnis zwischen YPF und Dow Chemical in Form einer gemeinsamen Absichtserklärung fest: demnach wird Dow Chemical an der Entwicklung des ersten Ölschiefergas und -erdöllagers von El Orejano gemeinsam mit YPF beteiligen. Miguel Galuccio, der CEO von YPF, wollte keine Einzelheiten zu den von Dow Chemical vorgesehenen Investitionen nennen. Aber nach einigen Schätzungen könnte der Betrag bei ca. u$s 1,5 Mrd. liegen. YPF würde das Gebiet beitragen und Dow Chemical die Mittel für die Ausbeutung. Der Fall erscheint dennoch eigenartig, da Dow Chemical sich mit Petrochemie befasst und nicht mit Erdölförderung, und in Argentinien Partner mit YPF im Werk von Bahía Blanca (Petroquímica Bahía Blanca) ist. Hier ist eine Erweiterung vorgesehen, für die die Gasversrogung erhöht werden muss. Dow Chemical soll in diesem Sinn in das Projekt von Vaca Muerta einsteigen.
***
Der Umsatz der Supermärkte lag im Februar um 21,2% und in konstanten Pesos um 14,3% über dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Der Umsatz der 36 Shopping-Centers, die von INDEC erfasst werden, lag im Februar mit $ 1,35 Mrd. um 15,9% und zu konstanten Preisen um 4,4% über dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Hohe INDEC-Beamte haben 20 Vertretern von Unversitäten und des Conicet (Rat für Wissenschaft und Technologie) versichert, dass in etwa drei Monaten die Grundlagen für einen neuen Index der Konsumenpreise fertig sein werden, der für das ganze Land gültig sein wird, statt nur für die Bundeshauptstadt und Umgebung, wie der bisherige. Der Index soll vor Jahresende fertig für seine effektive Einführung sein, womit das Verfahren des IWF zum Ausschluss von Argentinien aufgehoben würde. Das INDEC soll dabei grundsätzlich die Methodologie und die internationalen Normen anwenden, die von der UN und Eurostat angewendet werden. Bei einem neuen Index stellt sich das Problem des Sprunges mit dem bisherigen Index, der seit Anfang 2007 gefälscht wird und somit auch Ende dieses Jahres eine anormal niedrige Zahl ausweisen wird. Angeblich soll keine rückwirkende Berichtigung stattfinden, so dass der Betrug an den Inhabern von Staatspapieren in Pesos, die mit dem CER-Index berichtigt werden, bestehen bleibt.
***
Die Berufungskammer von New York hat den Antrag der argentinischen Regierung abgewiesen, dass das erstinstanzliche Urteil von Richter Thomas Griesa, das Argentinien verurteilt 100% der Bonds an zwei klagende Geierfonds zu zahlen, an die 13 Richter weitergeleitet wird, die sämtliche Berufungskammern des Bezirkes bilden. Jetzt muss Argentinien einen Zahlungsvorschlag einbringen, wie ihn die Kammer gefordert hat.
***
Die Metallarbeitergewerkschaft (UOM) hat am Mittwoch den Vertetern der fünf Unternehmerverbände der Industrie mitgeteilt, dass sie eine Zulage von 35% fordere. Dies war eine Überraschung, da Generalsekretär Antonio Caló als Alliierter der Regierung angesehen wurde. Bisher war von einer Forderung von 25% ausgegangen worden, eventuell 32% bei einem Abkommen für 15 Monate. Die neue Forderung stellt eine Kriegserklärung an die Regierung dar.
***
Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 2,75 Mrd. untergebracht, aber für einen Betrag von $ 4,6 Mrd. bestehende Wechsel ausgezahlt, so dass eine monetäre Expansion von $ 1,85 Mrd. stattgefunden hat. Die Zinsen lagen bei Lebac je nach Laufzeit zwischen 14,2% und 15,815.
***
Die Erdölproduktion von YPF lag im Februar um 6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die von Gas war 4,2% niedriger. Die gesamte Erdölförderung lag im Februar um 8% unter dem Vorjahr und die Gasförderung war um 5% geringer.
***
Die Bautätigkeit lag im Februar laut INDEC um 4,4% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 3,1% über Januar. Bei Baumaterialien war die Entwicklung unterschiedlich, mit interanuellen Zunahmen bei Zement (+6%), Farben (+2,3%) und hohlen Ziegeln, aber Abnahmen bei Fliessen und Wandverkleidungen (-10,3%), Asphalt (-8,4%) und Rundeisen.
***
Der Oberste Gerichtshof hat die per Gesetz 26.425 verfügte Abschaffung der privaten Pensio-nierung und die Übertragung der angesammelten Fonds der privaten Rentenkassen (AFJP) auf die ANSeS bestätigt, indem er einer privaten Klage wegen Verfassungswidrigkeit jenes Gesetzes nicht stattgegeben hat.
***
DieBeanspruchung öffentlicher Dienste lag im Februar laut INDEC um 7% über dem Vorjahr. Die Zunahme wurde vornehmlich durch die Mobiltelefonie verursacht: 7% mehr Gespräche und 25,9% mehr Textübertragungen als im Vorjahr. Die Zahl der Mobiltelefone erreichte 59,4 Mio., 45% mehr als die Bevölkerung. Da viele Menschen kein Mobiltelefon haben, müssen andere zwei und mehr besitzen. Der Stromkonsum lag nur 0,8% über dem Vorjahr, der von Gas 0,1% und der von Leitungswasser 1,8%. Die Zahl der Passagiere der U-Bahn lag um 18,6%, die der Vororteisenbahnen um 28% und die städtischen Omnibusse um 1,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Hier hat sich die Tatsache ausgewirkt, dass Februar dieses Jahr weniger Arbeitstage als im Vorjahr hatte.
***
Das Programm für sozialen Wohnungsbau Pro. Cre. Ar soll nach Ansicht des Staatssekretärs für Wirtschaftspolitik Axel Kiciloff ein bleibendes Programm werden. Bislang seien an die $ 3 Mrd. zu Bauzwecken vergeben werden, betonte Kiciloff. 20.000 Familien haben bereits ein Anrecht, über dieses Programm an eine Wohnung über zinsgünstige Baukredite zu gelangen. Weitere 11.000 Familien haben bereits die erste Kredittranche erhalten.
***
Die Industrietätigkeit war im vergangenen Februar rückfällig, und fiel im interanuellen Vergleich um 0,9%, und um 1,5% in den beiden ersten Monaten des laufenden Jahres, berichtete das Statistikamt INDEC. Von diesem Rückfall besonders betroffen waren die Grundmetalle ( -24,9%), Textilien (-11,8%), Lebensmitteln (-4,1%), Kunststoff- und Kautschukprodukte (-8,2%), Automobilindustrie (-2,2%), sowie die Metallmechanik (-2,8%). Die Chemieprodukte (+4,5%), sowie die nicht metallischen Mineralien (+7,5) verzeichneten einen Produktionszuwachs.
***
Die fliegenden Händler bereiten nicht nur den Shoppingcentern und den Bekleidungsunternehmen Kopfzerbrechen. Auch die Besitzer von Supermärkten beklagen, dass in illegalen Märkten wie La Salada- der weltweit grösster dieser Art- die verpackten Lebenmitteln sowie die Waschmitteln, bereits 5% des zur Verfügung stehenden Angebots darstellen. Die Lage sei in einigen Städten, wie beispielsweise Mar del Plata, weitaus schlimmer.
***
Die Bergbauunternehmen Alumbrera, Barrick Gold, Cerro Vanguardia und Pan American Silver haben 150 von den potentiell 380 möglichen Zulieferern identifiziert, und für ihre Beschaffungen im Rahmen der Importsubstitutionen ausgesucht. Wie weiter berichtet wird, wurde ebenfalls eine erste Liste von Lieferanten von Teilen für den Bau einer Bahnstrecke von 1.500 km ausgesucht.
***
Ein jüngster Bericht des statistischen Amtes (INDEC) ergibt, dass die Zahl der in der Privatwirtschaft formell beschäftigten Personen Ende 2012 6,29 Mio. betrug, nur 0,1% mehr als ein Jahr zuvor. Hinzu kommen dann noch die Schwarzarbeiter, die um die 3,5 Mio. geschätzt werden. Die Entwicklung war bei den legal eingetragenen unterschiedlich, mit bedeutenden Abnahmen bei der Bauwirtschaft, bestimmten Dienstleistungen, der Landwirtschaft und dem Einzelhandel. Auf der anderen Seite nahm die Beschäftigung beim Bergbau, bei den Sozialwerken und Gesundheitsdiensten zu. Die Zahl der Staatsangestellten wird vom INDEC mit1,54 Mio. angegeben, 63.386 mehr als im Vorjahr. Insgesamt beschäftigt der staatliche Bereich in seinen drei Stufen (Na-tionalstaat, Provinzen und Gemeinden), mit seinen unabhängigen Ämtern und Staatsunternehmen um die 3 Mio. Menschen.
***
Zwischen den staatlichen Erdölunternehmen von Argentinien, YPF, und Bolivien, YPFB, wurde vereinbart, gemeinsame Projekte voranzutreiben. Dabei geht es auch um einen technischen Erfahrungsaustausch in der Entwicklung von Gebieten mit potentiellen Erdölreserven in beiden Unternehmen. Das Abkommen wurde in La Paz, Bolivien, vom CEO von YPF, Miguel Galuccio, und seinem bolivianischen Kollegen, Carlos Villegas, unterschrieben.
***
Selbstständige zahlen ab April laut Beschluss 3453 der AFIP um 15,8% höhere Monatsbeiträge zur Rentenversicherung. Bei Einkommen bis $ 20.000 bei den Dienstleistern oder $ 25.000 bei den Händlern steigt der Monatsbeitrag von $ 348,68 auf $ 401,62. Bei der nächsten Kategorie verteuern sich die Beiträge von monatlich $ 488,17 auf $ 562,26. Bei den Kategorien III, IV und V , in denen sich die Geschaftsführer anmelden müssen, steigen die Beiträge auf $ 803,24 (über $ 15.000 jährlich), auf $ 1285,19 (zwischen $ 15.000 und $ 30.000), und auf $ 1767,13 (Einkommen über $ 30.000).
***
Die Höchstgrenze für die Berechnung der Renten und Krankenversicherungsbeiträge, die für Gehaltsbezieher gilt, wurde von bisher $ 21.248,25 ab 1. März auf $ 24.473,92 erhöht.festgesetzt. Ebenfalls wurde die Höchstpension auf $ 15.861,24 festgesetzt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Um an frisches Kapital zu gelangen, hat Petrobras, der halbstaatliche brasilianische Erdölproduzent, eine ihrer Raffinerien im japanischen Okinawa veräußert. Laut Angaben der brasilianischen Tageszeitung Valor vom 22.03. findet der Verkauf an eine Firma aus Singapur statt. Insgesamt soll Petrobras rund u$s 650 Mio. für die Anlage und das dort gelagerte Öl erhalten. Die Raffinerie selbst brachte den Brasilianern u$s 80 Mio. Die nun verkaufte Raffinerie gehört zu den rund 40 Anlagen des Unternehmens, die veräußert werden sollen, um Petrobras mit neuem Kapital zu versorgen. Im Jahr 2013 sollen durch weitere Verkäufe u$s 9,9 Mrd. in die Kassen kommen. (Brazil News)
***
Der staatliche venezolanische Erdölkonzern Pdvsa erzielte im vergangenen Jahr Einnahmen über u$s 4,2 Mrd., ein Rückfall von 6,1% gegenüber dem Vorjahr, der auf eine geringere Erdölförderung zurückzuführen ist. Die Schulden des Unternehmens gegenüber ihren Lieferanten erreichten u$s 16,7 Mrd.
***
Brasiliens Regierung arbeitet an weiteren Schutzmaßnahmen für die Industrie. Nach Angaben von EU-Vertretern in Brasília sollen 2013 im Chemie und Textilsektor ähnliche Regeln eingeführt werden, wie sie das bereits laufende Inovar Auto Programm in der Kfz Industrie beinhaltet. Außerdem drohen für 100 Produktgruppen Sonderzölle. Die Maßnahmen richten sich primär gegen Fertigprodukte. Der Import von Maschinen ohne lokale Produktion wird erleichtert. (gtai)
***
Die Regierung von Venezuela hat am Mittwoch die erste Ausschreibung für ein Devisenkontingent vollzogen, wobei ein Preis von 12,5 Bolivar pro Dollar gezahlt wurde, 49% über dem offiziellen Kurs von 6,30 Bolivar. Bei der Zuteilung wird der Kurs auf Grund des Durchschnittes der niedrigsten und der höchsten Offerten berechnet. Jede Woche soll ein Kontingent von u$s 200 Mio. ausgeschrieben werden. Im Februar war der Bolivar schon um 32% abgewertet worden. Der Schwarzkurs liegt über 20 Bolivar pro Dollar. Das Devisenangebot auf dem offiziellen Markt stammt zum allergrössten Teil aus den Erdölexporten von PDVSA.
***
Geschäftsnachrichten
VEA
Die VEA-Kette von Selbstbedienungsläden, die der chilenischen CENCOSUD Gruppe gehört, eröffnete in San Antonio de Padua, in Gross Buenos Aires, das Lokal Nr 184. In den kommenden Wochen soll ein weiteres in Guaymallen, in der Provinz Mendoza, hinzukommen.
Banco Hipotecario
Das Direktorium der Banco Hipotecario, geleitet von Eduardo Elsztain, genehmigte die Ausstellung von Schuldverschreibungen der Serien VIII und IX über insgesamt $ 300 Mio., im Rahmen des Globalprogrammes für Schuldverschreibungen über einen nominalen Wert von $ 500 Mio.
Profertil
Dieses Unternehmen investiert ab kommenden Monat $ 800 Mio. für die Erweiterung ihres Werkes in Bahía Blanca, sowie in neuen Technologien um das Produktionsvolumen von granuliertem Harnstoff auf 123.000 t, und von Amoniak auf 11.000 t zu steigern.
Alsea
Diese Gruppe mexikanischen Ursprungs bringt eine neue gastronomische Marke nach Argentinien: es handelt sich um Cheescake Factory, die bereits 165 Restaurants in den USA zählt. Auf lokalem Niveau betreibt Alsea schon Starbucks und Burger King, sowie ein Restaurants der Kette P.F.Changs, die auf chinesische Gerichte spezialisiert ist.
Indiv
Diese US-amerikanische Firma mit Sitz in Missouri investierte u$s 1,8 Mio. in der Eröffnung eines neuen Werkes im Industriepark von Lagos, ausserhalb von Rosario. Die Firma, mit Präsenz in Argentinien seit 1999, spezialisiert sich auf Automatisierungssysteme für Schweine- und Gefügelzucht.
SpeedAgro
Dieser Hersteller von Chemikalien für die Landwirtschaft weihte in Sauce Viejo, in der Provinz Santa Fe, die Erweiterung seines Werks ein, die eine Investition von $ 7 Mio. darstellt. Dadurch sollen bis zu 11.000 Liter gegenüber den aktuell 2000 stündlich hergestellt werden. “Zur Zeit exportieren wir nach Uruguay, Paraguay, Bolivien, Ecuador und Mexiko”, betonte Germán Mihlager, der Manager der Firma.
YPF
Die Technologieabteilung von YPF, künftig Y-TEC, erhält ein neues Gebäude vom Architektenbüro Antonini, Schon, Zemborain. Für den Bau wurden $ 150 Mio. veranschlagt. Das Gebäude bekommt eine zylindrische Form, und wird auf ein fünf Hektar grosses Areal im südlichen Vorort Berisso gebaut. Im gleichen Areal soll ebenfalls ein 40 ha. grosser Park sowie ein Universitätszentrum entstehen. Die Einweihung ist für Dezember 2014 vorgesehen.
Aeropuertos Argentina 2000
Präsidentin Cristina Kirchner weihte das neue Terminal “B “im internationalen Flughafen von Ezeiza ein. Dank dieser Erweiterung kann jetzt die doppelte Menge an Passagieren als bislang abgefertigt werden. Die Baukosten lagen bei $ 570 Mio. Dem Flughafen stehen jetzt 42.300 qm zur Verfügung, 5 neue Gates, 34 Migrationsstellen, 20 check-in-Stellen, 367 neue Parkplätze und 720 neue qm für gastronomische Betriebe. Als neuer Präsident von Aeropuertos Argentina 2000, dessen Besitzer Eduardo Eurnekian ist, wurde der ehemalige Aussenminister (unter Néstor Kirchner) Rafael Bielsa ernannt. Die Firma will auf diese Weise politischen Schutz erhalten, um die Gefahr einer Rückverstaatlichung oder Übertragung auf Aerolíneas Argentinas zu vermeiden.
Wirtschaftsübersicht
Die Wirkung der kritischen Lage
der Staatsfinanzen und der Zahlungsbilanz
Die Regierung ist mit ihrer Wirtschaftspolitik, genannt “das Modell” an eine finanzielle Grenze geraten, die neue Herausforderungen stellt. Wie weit die Präsidentin und die für Wirtschaftspolitik verantwortlichen hohen Beamten dies gemerkt haben, sei dahingestellt. Doch die Fachbeamten des Schatzsekretariates, des Finanzsekretariates und der Zentralbank wissen genau Bescheid und unterrichten ihre Vorgesetzten, soweit diese es erlauben und die Wahrheit wissen wollen. Jetzt muss eine Anpassung (auf spanisch als “ajuste” bezeichnet, was für CK so ungefähr ein Schimpfwort ist) vollzogen werden. Entweder dies wird bewusst und rationell gemacht, oder die finanzielle Wirklichkeit zwingt es auf. Und in diesem Fall ist die Anpassung wirtschaftlich und sozial viel kostspieliger, mit einem höheren Wohlstandsverlust und mehr wirtschaftlichen und sozialen Konflikten.
Ein Defizit ohne echte Finanzierung
Die Finanzen des Nationalstaates schlossen 2012 mit einem Defizit, das offiziell mit $ 55,56 Mrd. angegeben wurde, in Wirklichkeit, mit Zuwendungen der ZB und der ANSeS (die offiziell als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um finanzielle Zuschüsse für Defizitfinanzierung handelt) $ 84,32 Mrd. erreicht. 2011 betrug das Gesatmtdefizit $ 58,91 Mrd., in den vorangehenden Jahren viel weniger, und bis 2008 bestanden Überschüsse. Im Januar 2013 betrug das echte (als “finanziell” bezeichnete) Defizit laut Schatzamt $ 1,58 Mrd., wobei dann noch Zuschüsse von $ 966,3 Mio. hinzukommen, die als “nicht steuerliche Einnahmen” gebucht werden, die im Wesen aus Mitteln der ZB und der ANSeS bestehen, die für Defizitfinanzierung eingesetzt werden.
Zum Defizit des Nationalstaates kommt dann noch 2012 eines von ca $ 20 Mrd. der Provinzen hinzu. (Berechnet von der Consulting-Firma “Economìa & Regiones”). Die Provinzen haben jedoch keine ZB, so dass die Finanzierung des Defizites schwierige Probleme stellt. In einigen Fällen hat die Nationalregierung einen Teil des Felbetrages finanziert, so dass das provinzielle Defizit schliesslich auf den Nationastaat übertragen wurde. Es wird jetzt befürchtet, das einige Provinzen wieder zur Ausgabe von Wechseln greifen (wie einst die “Patacones”, “Bonar”, u.a.), die eine Art Provinzgeld darstellen, da sie übertragbar sind und somit (mit Abschlag) für Zahlungen eingesetzt werden. Für die Lieferanten ist dies besser als gar nichts. Die Provinz Buenos Aires hat schon begonnen, ihren Lieferanten kurzfristige Wechsel auszuhändigen, damit sie sie weitergeben können und Zahlungsunfähigkeit vermeiden. Das ist ein erster Schritt in Richtung Provinzgeld. Für 2013 brauchen die Provinzen gemäss privaten Berechnungen um die $ 36 Mrd. für Deckung des Defizites und für Amortisation bestehender Schulden.
Das Problem beim Defizit besteht in der Finanzierung. Die Auszahlungen von Krediten der internationalen Banken (Weltbank und Interamerikanische Entwicklungsbank) liegen unter den Amortisationen bestehender Kredite, und der private internationale Finanzmarkt ist für Argentinien geschlossen. Die Möglichkeiten der ANSeS, dem Schatzamt Mittel zu übertragen, haben abgenommen, weil die Rentenmasse zunimmt und auch mehr für Schulden gezahlt werden muss, die von Gerichten, besonders vom Obersten Gerichtshof, bestätigt werden. Somit endet die Defizitdeckung des Nationalstaates bei der Zentralbank, und dabei schliesslich bei einer hohen monetären Expansion. Die Geldmenge, wie immer man sie misst (Banknoten, monetäre Basis, also Banknoten in Händen des Publikums plus Bankdepositen bei der ZB, oder durch die Aggregate M1 oder M2, bei denen auch Giro- und Spardepositen addiert werden) nimmt zu einer Jahresrate von etwa 35% zu (Bis vor kurzem waren es sogar 40%). Das heizt einmal die Inflation von der Nachfrageseite an, und dann wird der Pesoüberschuss in Dollar angelegt, was den hohen Schwarzkurs zum Teil erklärt.
Die Steuereinnahmen nehmen kaum noch im Ausmass der Inflation zu. In einer stagnierenden Wirtschaft kann man nicht mit einer realen Zunahme rechnen, zumal der Steuerdruck schon sehr hoch ist, was die Hinterziehung anregt. Die Regierung gibt INDEC-Zahlen bekannt, in denen ein Wachstum des Bruttoinlandsproduktes, wenn auch bescheidener als bis Anfang 2012, zum Ausdruck kommt: 1,9% für ganz 2012 und 3,2% im Januar (gemäss EMAE-Index), verglichen mit dem gleichen Vorjahresmonat. Einzelne Daten besagen jedoch etwas anderes. Gemäss privaten Berechnungen lag das BIP 2012 bestenfalls 1% über dem Vorjahr. Was Januar 2013 betrifft, so erscheint die Zunahme von 3,2% fragwürdig. Die Weizenernte, die besonders im Januar von Bedeutung ist, lag weit unter dem Vorjahr, die Industrieproduk-tion lag laut INDEC um 0,2% über dem Vorjahr, und ist gemäss privaten Berechnungen sogar zurück gegangen. Die Bauwirtschaft stagniert seit längerer Zeit (minus 5,7% in 12 Monaten zum Januar), der Aussenhandel weist im Januar eine rückläufige Tendenz auf und die Tourismussaison war allgemein schwach. Hingegen nahm die Beanspruchung öffentlicher Dienste im interanuellen Vergleich um 6,8% zu, wobei die Mobiltelefonie weiter wächst. Auch die Umsätze bei Supermärkten und Shopping-Centers sind im Januar mengenmässig gestiegen. Das Januar-Wachstum wird grundsätzlich auf eine Konsumzunahme zurückgeführt, die jedoch auf schwachen Füssen steht und nicht so allgemein ist, wie es das INDEC wahrhaben will.
Steigende Staatsausgaben
Die laufenden Staatsausgaben sind 2012 um 32,2% gewachsen, und die Kapitalausgaben um 15,5%. Im Januar nahmen die primären Ausgaben (ohne Zinsen) gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 25,4% und die direkten Staatsinvestitionen um 38,1% zu. Die Zahlungen der ANSeS, von denen der Löwenanteil auf Renten entfällt, stiegen in 12 Monaten um 35%. Bei dieser Lage müsste die Regierung Ausgaben bremsen. Zunächst sollte die Einstellung zusätzlicher Beamten aufhören, was jedoch nicht der Fall ist. 2012 wurden netto 63.386 Angestellte mehr beim Staat aufgenommen, zu denen noch weitere bei Staatsunternehmen kommen. In einem Wahljahr und bei einer Privatwirtschaft, die netto kaum neue Arbeitsplätze schafft, wenn überhaupt, ist der Druck, dass der Staat in seinen drei Stufen mehr Beamte einstellt, sehr gross. Ab Mai 2003 wurden schon an die Million neue Staatsangstellte beim Nationalstaat und seinen unabhängigen Ämtern und Unternehmen, sowie bei Provinzen und Gemeinden eingestellt. Ein guter Teil davon wird durch die Abgänge ausgeglichen (Pensionierung, Tod oder Rücktritt), doch per Saldo ist die Zahl der Staatsangestellten ab 2003 um 40% gestiegen, wobei der Ausgangspunkt schon zu hoch war.
Hinzu kommen dann noch Subventionen für öffentliche Dienste und Energie, bei denen auch keine Bemühungen bemerkbar sind, sie einzudämmen. Der Budgetverband ASAP hat berechnet, dass die wirtschaftlichen Subventionen, die im ersten Bimester 2013 $ 12,63 Mrd. ausmachen, von denen 60% auf Strom und 27% auf Personentransport entfallen, um 84,4% über der gleichen Vorrjahresperiode lagen. Beim Abbau dieser Subventionen, den CK vor einigen Monaten angekündigt hat, blieb es bei der guten Absicht. Das zunehmende Defizit der Energiebilanz bedeutet gleichzeitig eine Erhöhung der staatlichen Zuschüsse, denn das importierte Gas, Benzin und Dieselöl ist erheblich teurer als das lokal erzeugte, und die Differenz wird dem Schatzamt aufgebürdet.
Bei dieser Lage sollten keine neuen Staatsinvestitionen begonnen werden. Die unzureichenden Mittel müssen für die Beendigung von Objekten eingesetzt werden, die schon begonnen wurden. Doch diese werden verlangsamt und die Zahlungen an die Bauunternehmen u.a. werden hinausgeschoben. All dies verteuert schliesslich die Investitionen. Gleichzeitig werden am laufenden Band neue Investitionen angekündigt, bei denen man von Anfang an weiss, dass sie keine Finanzierung haben. Einfach unverantwortlich! Das bezieht sich auf die grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, den sogenannten “audiovisuellen Pool” (eine Art kleines Hollywood) auf der Halbinsel Maciel (am Hafen von Buenos Aires), die Bildung eines staatlichen Unternehmens für Mobiltelefonie (das völlig überflüssig ist), zahlreiche Infrastrukturprogramme von Gemeinden (solche, die von befreundeten Bürgermeistern regiert werden), dem Programm für Sozialwohnungen Pro.Cre.Ar und Investitionen von Staatsunternehmen.
Die Staatsfinanzen sind nicht nur an eine finanzielle Grenze gestossen, die darin besteht, dass die Ausgaben weder mit laufenden Einnahmen noch mit echten Krediten voll gedeckt werden können, sondern sie sind einfach zu hoch und erdrücken die Wirtschaft. Die sogenannte Staatsquote (Ausgaben des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden, bezogen aus das BIP) liegt jetzt mit etwa 43% (Gemäss Berechung des Wirtschaftsforschungsinstitutes FIEL) um gut 40% höher als es noch vor einem Jahrzehnt normal war, und liegt somit ähnlich hoch, wie bei fortgeschrittenen Industriestaaten, aber mit dem Unterschied, dass bei diesen die staatlichen Leistungen ausgedehnter und viel besser sind. In Argentinien zahlt die Gesellschaft sehr viel für private Erziehung, Gesundheit und Sicherheit, was in den Industriestaaten nur sehr begrenzt der Fall ist. Die These, dass das Wachstum durch höhere Staatsausgaben angespornt wird, die die Regierung vertritt, ist einfach falsch, und ganz besonders, wenn keine Finanzierung dafür vorhanden ist. Der Ökonom Keynes (der den Vizewirtschaftsminister Kiciloff inspiriert) hat dies für Krisenzeiten empfohlen, aber nicht bei guter Konjunktur.
Die Grenze, die bei den Staatsfinanzen erreicht wurde, kommt u.a. im Lehrerkonflikt in de Provinz Buenos Aires zum Ausdruck. Gouverneur Scioli hat eine Zulage von 22,6% bestimmt (warum die zusätzlichen 0,6%, weiss man nicht) und dabei mehrere Streiktage ausgehalten, die angeblich nicht bezahlt werden sollen. Wenn er den Streik durchhält und nicht nachgibt, dann zeigt er sich als harter Verwalter und qualifiziert somit für das Präsidialamt. Denn den nächsten Präsidenten erwarten viele harte Entscheidungen. In Wirklichkeit reicht sein Geld nicht einmal für diese Erhöhung aus, wobei ihm die Nationalregierung auch nichts gibt. Und zwar nicht nur, weil CK Scioli nicht mag und ihn mürbe machen will, sondern weil die Kasse des Nationalstaates auch leer ist. Die finanzielle Grenze wirkt somit, und diese Begrenzung der Zulage ist auch ein Signal für die Privatwirtschaft. Beiläufig hat diese Finanzmisere der Provinz dazu geführt, dass Scioli die Beträge, die für Staatsinvestitionen bestimmt sind, eingefroren hat (womit sie real abnehmen), die Einstellung von neuem Personal aufgehoben und weitere Ausgaben der Provinzverwaltung eingeschrankt hat. Ob dieses Beispiel bei der Nationalverwaltung und anderen Provinzen Schule macht, sei vorerst dahingestellt.
Die Zahlungsbilanzkrise
Die andere Grenze, an die die Landesfinanzen gestossen sind, besteht in der Zahlungsbilanz. 2012 schloss mit einem Reservenverlust der ZB (der das Defizit zum Ausdruck bringt) von u$s 3,3 Mrd. Das ist etwas mehr als die Hälfte des Verlustes von 2011, der u$s 6,11 Mrd. erreichte, wurde jedoch mit mehrern Tricks erreicht, die lokale Gesetze und internationale Abkommen verletzen. In den ersten Monaten 2012 gingen die Reserven um weitere ca. 3 Mrd. zurück. und in 12 Monaten um fast u$s 7 Mrd. Ausserdem hat die ZB letztes Jahr Kredite (der Bank für Zahlungsausgleich, Basel, u.a. Quellen) für u$s 2 Mrd. amortisiert und neue Kredite für u$s 5 Mrd. aufgenommen, so dass die Nettoreserven um weitere u$s 3 Mrd. gefallen sind. Und auch beim verbleibenden Nettowert bestehen Zweifel, da ein Teil durch Terminverkäufe verpflichtet ist. Die Frage, wie hoch die wirklich verfügbaren ZB-Reserven sind, beschäftigt die unabhängigen Ökonomen in letzter Zeit zunehmend. Die Information der ZB ist auf alle Fälle dürftig, und bei einer Regierung, die es bei Statistiken nicht besonders genau nimmt, kommen eben Zweifel auf.
Ab 2003 bestand mehrere Jahre ein Zahlungsbilanzüberschuss, der zunächst zur Erhöhung der Reserven beitrug und dann für Zahlung von Dollarschulden vom Schatzamt abgeschöpft wurde. Diese bequeme Lage besteht nicht mehr. Wenn jetzt ZB-Reserven weiter für Schuldenzahlung eingesetzt werden, wie es auch für 2013 vorgesehen ist, so geht dies auf Kosten des Bestandes, was dann gelegentlich als Alarmzeichen gewertet wird und Verhaltensweisen auslöst, die das Zahlungsbilanzproblem verschärfen.
2012 wurden die Importe gebremst, so dass sie mit u$s 65,56 Mrd. unter den u$s 70,74 Mrd. des Vorjahres lagen. Doch auf der anderen Seite lag auch der Export mit u$s 81,20 Mrd. unter den u$s 83,95 Mrd. des Vorjahres, wobei der zurückgebliebene Wechselkurs zur Beibehaltung dieser Tendenz beiträgt. Die Dienstleistungsbilanz wurde auch negativer: Minus u$s 3,46 Mrd., gegen Minus u$s 2,24 Mrd. im Vorjahr. Dann wurden von den Gewinn- und Dividendenüberweisungen von u$s 8,21 Mrd. nur u$s 280 Mio. effektiv gezahlt (gegen u$s 4,52 Mrd. 2011), was dazu führte, dass multinationale Unternehmen Auslandsschulden nicht erneuerten, womit bei der Zahlungsbilanz die Wirkung des faktischen Verbotes der Dividendenüberweisung zum Teil ausgeglichen wurde. Abgesehen davon wirkt dieses Überweisungsverbot von Dividenden abschreckend für neue Investitionen, die das Land dringend braucht.
Ausserdem nahm die Kapitalflucht ab, besonders weil Dollarkäufe für Hortungszwecke verboten und für andere Zwecke (Auslandsreisen und Zahlung von Schulden) stark eingeschränkt wurden. Ein guter Teil dieser Zahlungen hat sich auf den Schwarzmarkt verlegt, bei dem der Kurs in den letzten Wochen in die Höhe gesprungen ist. Das hat dazu geführt, dass auch Deviseneinnahmen durch allerlei Manöver vom offiziellen Markt auf den freien übertragen werden.
Der gefährliche Prozess der Geierfonds
Schliesslich kommt noch das Damoklesschwert hinzu, das im gerichtlichen Verfahren besteht, das zwei Geierfonds in New York angestregt haben und der Berufungskammer vorliegt, nachdem der erstinstanzliche Richer Thomas Griesa entschieden hat, dass der argentinische Staat die Forderung dieser Gläubiger zu 100% zahlen muss. Die Kammer hat jetzt von der argentinischen Regierung einen Zahlungsvorschlag gefordert, der dann diesen Holdouts vorgelegt wird. Eventuell nehmen sie ihn an, oder es kommt zu einer Verhandlung und einer Kompromisslösung. Dabei erwägen jetzt die Regierungsbeamten die These, dass eine Zahlung, die von einem US-Richter verfügt wird (und nicht von der argentinischen Regierung), nicht gegen die Bestimmung verstösst, gemäss der denjenigen, die sich der Umschuldung angeschlossen haben, versprochen wurde, dass die Holdouts nicht besser behandelt werden. Wenn die Geierfonds zunächst das Gleiche erhalten, wie die schon 2005 und 2010 umgeschuldeten Inhaber von Bonds der argentinischen Staatschuld, und dann noch einen zusätzlichen Betrag, aber nicht die volle Differenz zum Nennwert, könnten sie sich zufrieden geben. Denn sie würden auf alle Fälle ein gutes Geschäft machen, zunmal sie die argentinischen Staatsbonds zum grossen Teil auf dem sekundären Markt zu Schleuderpreisen erworben haben. Ausserdem würden sie weitere Anwaltskosten sparen. Doch die Gefahr eines harten Urteils gegen Argentinien, und auch eine unnachgiebige Haltung der Geierfonds, besteht vorläufig weiter, und dies würde zu einem neuen Default führen, womit Argentinien ganz von der Welt ausgeschlossen wird. Der Zweifel über die Ausgang dieses Konfliktes erschwert zunächst die Lösung des schwelenden Zahlungsbilanzproblems noch mehr. Es wäre gewiss wichtig, wenn das Problem mit den Holdouts, die 7% der ab 2001 im Defaultzustand befindlichen Staatsschuld ausmachen, ein für alle Mal gelöst wird, damit das Default ganz abgeschlossen wird.
Die kritische Lage der Zahlungsbilanz setzt Grenzen. Bei einer Inflation, die monetär angespornt wird, steigt der Druck auf die Zahlungsbilanz, was zunehmende Probleme schafft und letztendlich rezessiv wirkt. Auch aus diesem Grund sollte die bestehende Wirtschaftspolitik von Grund auf neu überdacht werden. Doch bei CK und ihrer Mannschaft ist dies kaum möglich. Sie zeichnen sich durch besondere Sturheit und Mangel an Flexibilität aus, und wollen auf alle Fälle Irrtümer nicht zugeben. Statt zu korrigieren, vertiefen sie die bestehende Wirtschaftspolitik, mit mehr Kontrollen und somit auch mehr Verzerrungen. Dies schürt den Pessimismus und wirkt wie die selbsterfüllte Prophezeiung, indem die Gesellschaft so handelt, dass es schliesslich vorzeitig zur Krise kommt, die eine totale Kursänderung aufzwingt. Sie wäre dann wirtschaftlich viel kospieliger und sozial viel konfliktiver, als es sein könnte, wenn schon jetzt vernünftig gehandelt würde.